
Bundessozialgericht

— 2 RU 34/81 —

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter: .......................................

g e g e n

oop.....ooooccoooo......oo-ouooouoocoo.oooooooooooo....-e......

Beklagte und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter: .......................................

beigeladen:

......""°000000-.0o0000....o....oouooooooooooooonaono.n......

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche Ver—
handlung am 8. Oktober 1981

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landessozial-

gerichts Niedersachsen vom 46. September 4980 Wird zurückge—

wiesen.

Die Klägerin hat dem Beigeladenen auch die Kosten des Revisions-

verfahrens zu erstatten.
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Der Beigeladene erlitt während seiner Beschäftigung als

Fliesenleger am 6. Februar 1974 einen Arbeitsunfall, bei

dem er sich Brüche der Querfortsätze des 1. und 5. Lenden—

wirbels rechts zuzog. Während der berufsgenossenschaft-

lichen Heilbehandlung stellte sich heraus, daß der Beige—

ladene unfallunabhängig an einer doppelseitigen Spaltbildung

am 5. Lendenwirbelkörper (Spondylolisthese) litt, die vor
seinem Arbeitsunfall keine Beschwerden verursacht und keine

ärztliche Behandlung erforderlich gemacht hatte. In seinem

Rentengutachten vom 10. September 1974 nahm Prof. Dr. E

an, der Beigeladene sei von seiten der Unfallfolgen ab

2. September 1974 arbeitsfähig‚ wegen der unfallunabhängigen

Spaltbildung des 5. Lendenwirbelkörpers jedoch weiter behand—

lungsbedürftig. Es sei davon auszugehen, daß eine unfallbe—

dingte vorübergehende Verschlimmerung der Spaltbildung am

1. September 1974 abgeklungen und die weiteren Beschwerden

des Beigeladenen auf das unfallunabhängige Leiden zurückzu—

führen seien, das auch bei beliebiger anderer Gelegenheit

in Erscheinung getreten wäre.

Die Klägerin forderte Ersatz von der Beklagten für ihre über

den 1. September 1974 hinaus dem Beigeladenen erbrachten

Leistungen. Die Beklagte lehnte Ersatzansprüche ab.

Mit der Klage hat die Klägerin zunächst einen Betrag von
14.529,04 DM geltend gemacht. In diesem Betrag waren neben

dem Krankengeld Aufwendungen für ein Überbrückunzsmieder

in Höhe von 757,44 DM enthalten. Während des Klageverfahrens

hat die Beklagte bis auf die Kosten für das Überbrückungs—

mieder den Ersatzanspruch der Klägerin befriedigt. Das Sozial-

gericht (SG) hat durch Urteil vom 11. März 1980 die Klage
hinsichtlich des Ersatzes der Kosten für ein Überbrückungs-

mieder abgewiesen, da diese Kosten nicht ersatzfähig seien.
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Das SG hat die Berufung zugelassen.

Das Landessozialgericht (LSG) hat durch Urteil vom 46. September
4980 die Berufung zurückgewiesen und zur Begründung ua ausge_
führt: 5 4504 Abs 4 der Reichsversicherungsordnung (RVG) sei

keine Anspruchsgrundlage für den Ersatzanspruch der Klägerin, weil

' Satz 2 dieser Vorschrift ausdrücklich einen Er3atz der Kosten der

Krankenpflege ausschließe. @ 4504 Abs 4 Satz 2 RVO sei darüber
hinaus zu entnehmen, daß Ersatzansprüche zwischen Trägern der ge-

setzlichen Kranken- und Unfallversicherung abschließend geregelt

seien, so daß kein Raum für den allgemeinen öffentlich—recht—
lichen Erstattungsanspruch (Abwälzungsanspruch) bestehe. Ansonsten

bliebe für die Anwendung des 5 4504 Abs 4 Satz 2 RVO kein Raum.

In den Fällen, in denen — wie hier — der Träger der Krankenver—

sicherung die Heilbehandlung gewährt habe, müsse es bei der

abschließenden Regelung des 5 4504 Abs 4 RVO bleiben. Eine Ab—

wälzung von Kosten sei nur in dem dort geregelten Rahmen

möglich.

Die Klägerin hat die vom Senat zugelassene Revision eingelegt.

Sie führt aus: S 4504 RVO räume der Krankenkasse einen Ersatz—

anspruch ein, der ihre Vorleistungspflicht in den dem Risikobe—

reich der Uhfallversicherung zuzurechnenden Versicherungsfällen

ausgleichen solle, und zwar bei rechtmäßigen Handeln des Unfall—

versicherungsträgers. Mit diesem Grundgedanken stehe es im Wider—

spruch, wenn in Fällen der hier vorliegenden Art ein Unfallver—

sicherungsträger, der die berufsgenossenschaftliche Heilbehand—

lung, wie sich nachträglich herausstellte, zu Unrecht abge—

brochen habe, sich dies mit dem Hinweis auf 5 4504 Abs 4 Satz 2
BVD nicht anrechnen lassen wolle Die Klägerin müsse in.diesen

Fällen aus dem Gedanken der Folgenbeseitigung von der Beklagten

so gestellt werden, wie sie bei sachgerechter Fortsetzung der
berufsgenbssenschaftlichen Heilbehandlung durch die Beklagte ge—

standen hätte. Zumindest erscheine es in den Fällen der hier

streitigen Art mit Rücksicht auf den Grundsatz v0n Treu und

Glauben unzulässig, daß sich die Beklagte auf 5 4504 Abs 4

_ 4 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4 -

Satz 2 RVO berufen dürfe. Hilfsweise werde ein Verstoß

gegen 5 128 Abs 1 Satz 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)

und gegen das Recht der Klägerin auf rechtliches Gehör ge—

rügt. Das LSG habe den Sachvortrag der Klägerin, der Ver—

letzte habe am 2. September 1974 seine Tätigkeit aufge—

nommen, jedoch bereits am 6. September 1974 wieder auf—

geben müssen, weder im Tatbestand noch in den Entschei—

dungsgründen berücksichtigt. Daraus könne gefolgert werden,

daß das LSG diesestatsächliche Vorbringen, aus dem sie auf

das Vorliegen eines mißglückten Arbeitsversuchs schließe,

ernstlich nicht erwogen und somit das Gesamtergebnis nicht

berücksichtigt habe.

Die Klägerin beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts Nieder—

sachsen vom 16. September 1980 sowie das ihm

zugrunde liegende Urteil des Sozialgerichts Olden—

burg vom 11. März 1980 aufzuheben und die Beklagte

zur Zahlung von 757,44 DM zu verurteilen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (5 124 Abs 2

SGG}.

II

Die zulässige Revision ist nicht begründet.

Das LSG hat zutreffend entschieden, daß die Beklagte nicht gemäß

5 1504 RVG der Klägerin die Kosten des Überbrückungsmieders für

den Beigeladenen zu ersetzen hat. Ist eine Krankheit die Folge
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eines Arbeitsunfalls, den der Träger der Unfallversicherung zu
entschädigen hat, so hat dieser, wenn der Verletzte bei einem

Träger der gesetzlichen Krankenversicherung versichert ist, dem'

Träger der gesetzlichen Krankenversicherung die Kosten mit Aus-
nahme des Sterbegeldes zu erstatten, die nach Ablauf des 48.Tages

nach dem Arbeitsunfall entstehen (5 4504 Abs 4 Satz 4 RVG). Den
tatsächlichen Feststellungen des LSG ist allerdings weder zu'ent—

nehmen, daß der Beigeladene bei der Klägerin gegen Krankheit ver—
'sichert war, noch, ob das Überbrückungsmieder Zu den durch den

Arbeitsunfall des Beigeladenen verursachten Kosten zu zählen ist.

Selbst wenn dies aber — nach dem Akteninhalt und dem bisherigen

"Verhalten der Prozeßbeteiligten — zugunsten der Klägerin unter-

stellt wird, scheidet eine Ersatzpflicht der Beklagten deshalb

aus, weil nach 5 4504 Abs 4 Satz 2 RVG die Kosten‘der Kranken—

pflege (5 482 Abs 4 Nr 4 RVG) von der ErsatzpfliCht ausgenommen

sind. Zu den Kosten der Krankenpflege zählen aüch die in 5 482

Abs 4 Nr 4 Buchst c RVG aufgeführten Körperersatzstücke, orthopä—

dischen und anderen Hilfsmittel (vgl ua Lauterbach, Gesetzliche

Unfallversicherung, 5. Aufl, 5 4504 Anm 40 Buchst 1, Müller/

Wonigeit, Die Beziehungen zwischen Krankenversicherung und Unfall—

versicherung, }. Aufl, 4977, S 426; Spitzenverbände der Kranken—

versicherungs— und Unfallversicherungsträger in RundsChreiben des

Hauptverbandes der gewerblichen BerufsgenossensChaften VB 29/78

vom 2. März 4978). Dem steht nicht entgegen, daß diese Leistung

erst nach der Neufassung des 5 4504 Abs 4 Satz 2 RVGdurch das
Uhfallversicherungs-Neuregelungsgesetz vom 30. April 4965 (BGBl

I 244 — UVNG —) in % 482 Abs 4 Nr 4 BVG aufgeführt worden ist.

Der Gesetzgeber hat durch den in 5 482 Abs 4 Nr 4 RVG gebrauchten

Gesetzesbegriff der Krankenpflege und durch den zusätzlichen

Klammerhinweis auf diese Vorschrift alle jeweils aufgrund einer

ausdrücklichen Aufzählung in 5 482 Abs 4 Nr 4 RVG und aufgrund

der Auslegung dieser Vorschrift (s. BSGE 42, 424) zur Kranken—

pflege zu rechnenden Leistungen der Krankenversicherung von der

Ersatzpflicht im Rahmen des 5 4504 Abs 4 Satz 4 RVG ausgenommen.
Eine Einschränkung des 5 4504 Abs 4 Satz 2 RVG nach der Neu—

fassung des 5 482 Abs 4 Nr 4 RVG durch 5 24 Nr 5a des Gesetzes

über die Angleichung der Leistungen zur Rehabilitation —RehaAnglG—
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vom 7. August 4974 (BGBl I 4884) ist nicht versehentlich

unterblieben. Dies wird auch dadurch bestätigt, daß der Ge—

setzgeber nach Einfügung des 5 482 Abs 4 Nr 4 Buchst c EVO

im Jahre 4974 auch S 4504 Abs 4 EVO durch Einfügung des
Satzes 5 neugefaßt hat (Art 4 5 4 Nr 58 des Krankenversiche—

rungs—Kostendämpfungsgesetzes vom 27. Juni 4977 - BGBl I

4069), ohne Satz 2 dieser Vorschrift zu ändern.

Das LSG hat ebenfalls zutreffend entschieden, daß die Klägerin

ihre Aufwendungen auch nicht nach den Grundsätzen des allge-

meinen öffentlich—rechtlichen Ersatzanspruchs geltend machen

kann. Dieser setzt entweder voraus, daß die Klägerin rechts—
grundlos, dh ohne Anspruch des Leistungsempfängers, gezahlt

hätte (vgl BSGE 46, 454, 456; 46, 222, 225 f; 56, 45, 44; 45,

224, 222), oder daß sie im Verhältnis zur Beklagten nur nach—
rangig leistungsverpflichtet gewesen wäre (vgl Brackmann, Hand—

buch der Sozialversicherung, 4. — 9. Aufl, S. 750 g; BSGE 45,

224, 222)° Beides war hier nicht der Fall, denn die Klägerin

erfüllte mit der Leistung des Überbrückungsmieders einen nach
5 482 Abs 4 Nr 4 Buchst c RVO gegen sie selbst gerichteten An—

spruch des LeistUngsempfängers, % 4504 RVO enthält, worauf das

LSG ebenfalls mit Recht hingewiesen hat, eine die Ersathflicht
einer Krankenkasse gegen den Träger der Unfallversicherung je—

denfalls insoweit abschließende Regelung, als diese Vorschrift

den Anspruch einer Krankenkasse auf Ersatz der ihr durch einen

Arbeitsunfall entstandenen Kosten begrenzt. Ebenso scheidet ein
Ersatzanspruch nach 5 45 Abs 5 des «Sozialgesetzbuches — Allge—

meiner Teil — (SGB 4) aus, da hier die Leistungspflicht der
Klägerin nicht streitig war und sie auch insoweit eine ihr ob—

liegende Leistung dem Beigeladenen erbracht hat. Aus diesen

Gründen ist auch nicht 5 4540 EVO entsprechend anwendbar, da

die Klägerin - anders als in dem der Entscheidung des Senats

vom 48. Dezember 4974 (BSGE 59, 24, 25) zugrunde liegenden

Sachverhalt — dem Beigeladenen als ihrem Versicherten die Lei—

stung zu gewähren hatte. Dies schließt schon deshalb im übrigen

auch Ersatzansprüche der Klägerin aus dem Gesichtspunkt der

Geschäftsführung ohne Auftrag aus.
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Entgegen der Au■ässung der Revision ist eine andere Entscheidung

auch dann nicht gerechtfertigt, wenn die Beklagte — wovon die

Beteiligten wohl nunmehr ausgehen, was aber aus rechtlichen Er—

wägungen vom LSG nicht festgestellt worden ist — die berufsge—
nossenschaftliche Behandlung deshalb nicht fortgeführt hat, weil

sie irrtümlich davon ausgegangen ist, die weitere Behandlung des

Beigeladenen sei nicht auf den Arbeitsunfall zurückzuführen.

% 1504 EVO regelt die Ersatzansprüche der Krankenkassen sowohl

für die Fälle, in denen der Träger der Uhfallversicherung über-
' haupt keine Kenntnis von dem Vorliegen eines Arbeitsunfalles

hatte, als auch für die Fälle, in denen der Uhfallversicherungs—

träger zu Unrecht das Vorliegen eines Arbeitsunfalles verneint

oder in denen der Uhfallversicherungsträger davon abgesehen hat,

berufsgenossenschaftliChe Heilbehandlung einzuleiten, selbst wenn

es im Einzelfall tunlich gewesen wäre. Es ist nicht ersichtlich,

inwieweit sich im Rahmen der Ersatzansprüche der Krankenkassen

die zuletzt angeführte Fallgestaltung von dem Fall unterscheiden

soll, in dem der Unfallversicherungsträger irrtümlich davon ausge—

gangen ist, die Voraussetzungen für eine berufsgenossenschaft—

liche Heilbehandlung lägen nicht mehr vor. Söhon deshalb liegt
' hierrauch in der Berufung auf 5 1504 Abs 1'Satz 2 BVD durch die

Beklagte kein Verstoß gegen den Grundsatz von Treu und Glauben.

Schließlich beruft sich die Klägerin zu Unrecht auf das Rechts—

institut des Herstellungsanspruchs. Auch insoweit handelt es sieh

bei 5 1504 EVO um eine abschließende Sonderregelung der Fälle, in

denen die Krankenkasse aufgrund ihrer Vorleistungspflicht und

nicht der Uhfallversicherungsträger dem Versicherten unfallbe-
dingte Leistungen erbracht hat.

thegründét ist auch die Rüge der Klägerin, das LSG habe gegen

5 128 Abs 1 Satz 1 SGGund gegen 5 62 SGGverstoßen. Der An-
'spruch der Prozeßbeteiligten auf rechtliches Gehör (Art 105‘

Abs 1 des Grundgesetzes —GG—)verpflichtet das Gericht, die Aus—

' führungen der Prozeßbeteiligten zur Kenntnis zu nehmen und in

Erwägung zu ziehen (BVerfGE 42, 564, 567 mit Weiteren NachWeisen).

Allerdings ist Art 105 Abs 1 GGnur dann verletzt, wenn sich im
Einzelfall klar ergibt, daß das Gericht dieser Pflicht nicht

nachgekommen ist (BVerfGE 25, 157, 140; 54, 544, 547). Grund-
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sätzlich geht das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) davon aus,

daß die Gerichte das von ihnen entgegengenommene Parteivor—

bringen auch zur Kenntnis genommen und in Erwägung gezogen

haben (BVerfGE 40, 404, 404; 47, 482, 487). Die Gerichte sind

nicht verpflichtet, sich mit jedem Vorbringen in den Ent—

scheidungsgründen ausdrücklich zu befassen (BVerfGE 45, 452,

449; 42, 564, 568; 47, 482, 487). Um einen Verstoß gegen den

Grundsatz des rechtlichen Gehörs festzustellen, müssen des-

halb im Einzelfall besondere Umstände deutlich ergeben, daß

tatsächliches Vorbringen eines Beteiligten entweder überhaupt

nicht zur Kenntnis genommen oder doch bei der Entscheidung er—

sichtlich nicht erwogen worden ist (BVerfGE 27, 248, 254; 42,

564, 568; 47, 482, 488). Es kann dahinstehen, ob diese Voraus—

setzungen hier insbesondere wegen der Bezugnahme des LSG auf

die Verwaltungsakten der Klägerin und der Beklagten, in denen

die von der Klägerin in ihrer Verfahrensrüge angeführten Daten

klar ersichtlich sind, vorliegen. Das Vorbringen der Klägerin
ist insoweit offensichtlich rechtlich unerheblich, so daß das

LSG es weder erwähnen noch in den Entscheidungsgründen aus—
drücklich behandeln mußte. Die Klägerin hat auch im Revisions-

vérfahren nicht geltend gemacht, daß der Beigeladene vor dem

Unfall bei ihr nicht versichert gewesen ist. Sollte es sich

bei der vorübergehenden Arbeitsaufnahme des Klägers am
2. September 4974 um einen sogenannten mißglückten Arbeitsver—

such gehandelt haben, so wäre der Beigeladene Zwar nicht wieder

aufgrund seiner erneuten, sondern weiterhin aufgrund seiner

früheren Beschäftigung gegenüber der Klägerin leistungsbe—

rechtigt und die Klägerin leistungsverpflichtet gewesen.
Rechtlich unerheblich ist das Vorbringen der Klägerin auch, so—
weit sie aus einem mißglückten Arbeitsversuch herleiten will,

die Beklagte.habe zu Unrecht verneint, daß der Beigeladene

über den 4. September 4974 hinaus wegen der Uhfallfolgen be-

handlungsbedürftig gewesen sei.
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Die Revision war daher zurückzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 195 SGG.
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